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vention in der Organisation geprüft. Eine solche Ände­
rung wird, wenn sie vom Schiffssicherheitsausschuß 
der Organisation — zur Teilnahme an seiner Arbeit mit 
Stimmrecht werden alle Vertragschließenden Seiten 
aufgefordert — mit einer Zweidrittelmehrheit der an­
wesenden und abstimmenden Mitglieder angenommen 
wird, allen Mitgliedern der Organisation und allen 
Vertragschließenden Seiten spätestens sechs Monate 
vor ihrer Prüfung durch die Versammlung der Orga­
nisation unterbreitet. Jede Vertragschließende Seite, 
die nicht Mitglied der Organisation ist, hat das Recht, 
an der Prüfung der Änderung durch die Versammlung 
teilzunehmen und abzustimmen.

b) Wenn die Änderung mit einer Zweidrittelmehrheit 
der bei der Versammlung anwesenden und abstim­
menden Mitglieder angenommen wird und wenn diese 
Mehrheit zwei Drittel der anwesenden und abstimmen­
den Vertragschließenden Seiten einschließt, so wird die 
Änderung vom Generalsekretär allen Vertragschlie­
ßenden Seiten zur Annahme zugeleitet.

c) Eine solche Änderung tritt nach Ablauf von zwölf 
Monaten in Kraft, gerechnet vom Tage der Annahme 
durch zwei Drittel der Vertragschließenden Seiten. Die 
Änderung tritt für alle Vertragschließenden Seiten in 
Kraft mit Ausnahme derer, die vor ihrem Inkrafttre­
ten eine Erklärung abgaben, daß sie diese Änderung 
nicht annehmen.

3. Änderung durch eine Konferenz:
Auf Antrag einer Vertragschließenden Seite, der von min­
destens einem Drittel der Vertragschließenden Seiten 
unterstützt wird, beruft der Generalsekretär eine Kon­
ferenz ein, zu der die in Artikel VII erwähnten Staaten 
eingeladen werden.

A r t i k e l  X
Besonderes Verfahren zur Abänderung der Anlagen

1. Jede Änderung der Anlagen, die eine Vertragschließende 
Seite vorschlägt, wird auf Antrag dieser Seite in der Or­
ganisation geprüft.

2. Wenn eine solche Änderung mit einer Zweidrittelmehr­
heit der im Schiffssicherheitsausschuß der Organisation 
anwesenden und abstimmenden Mitglieder — zur Teil­
nahme an der Arbeit des Ausschusses mit Stimmrecht 
werden alle Vertragschließenden Seiten aufgefordert — 
angenommen wird und diese Mehrheit zwei Drittel der 
anwesenden und abstimmenden Vertragschließenden Sei­
ten einschließt, so wird sie vom Generalsekretär allen 
Vertragschließenden Seiten zur Annahme zugeleitet.

3. Eine solche Änderung tritt in Kraft zu einem Zeitpunkt, 
der vom Schiffssicherheitsausschuß gleichzeitig bei ihrer 
Annahme festgelegt wurde. Dies gilt nicht, wenn zu einem 
früheren Zeitpunkt, der zur selben Zeit vom Schiffssicher­
heitsausschuß festgelegt wurde, ein Fünftel oder fünf der 
Vertragschließenden Seiten, je nachdem, welche Zahl 
kleiner ist, gegenüber dem Generalsekretär erklären, daß 
sie Einwände gegen die Änderung haben.
Die hier angeführten Zeitpunkte werden vom Schiffs­
sicherheitsausschuß mit einer Zweidrittelmehrheit der an­
wesenden und abstimmenden Mitglieder festgelegt, wobei 
diese Mehrheit zwei Drittel der anwesenden und abstim­
menden Vertragschließenden Seiten einschließen muß.

4. Jede Änderung ersetzt und löscht nach Inkrafttreten jede 
vorherige Bestimmung, auf die sie sich bezieht. Das gilt 
für alle Vertragschließenden Seiten, die gegen diese Ände­
rung keinen Einspruch erhoben haben.
Ein von einer Vertragschließenden Seite erhabener Ein­
spruch bindet die anderen Vertragschließenden Seiten in 
bezug auf die Zulassung von Containern, für die die vor­
liegende Konvention gilt, nicht.

5. Der Generalsekretär informiert alle Vertragschließenden 
Seiten und Mitglieder der Organisation über jeden Antrag 
und jede Mitteilung entsprechend dem vorliegenden Ar­
tikel und über den Zeitpunkt des Inkrafttretens jeder 
Änderung.

6. In den Fällen, wo ein Vorschlag zur Änderung der An­
lagen im Schiffssicherheitsausschuß geprüft, jedoch nicht 
angenommen wurde, kann jede Vertragschließende Seite 
um die Einberufung einer Konferenz ersuchen, zu der die 
in Artikel VII aufgeführten Staaten eingeladen werden. 
Nach Erhalt der Mitteilung über die Zustimmung zu einer 
Konferenz von mindestens einem Drittel der anderen Ver­
tragschließenden Seiten beruft der Generalsekretär eine 
solche zur Prüfung der Änderung der Anlagen ein.

A r t i k e l  XI 
Kündigung

1. Jede Vertragschließende Seite kann durch die Hinterle­
gung einer entsprechenden Urkunde beim Generalsekre­
tär die vorliegende Konvention kündigen. Die Kündigung 
tritt ein Jahr nach Hinterlegung dieser Urkunde beim 
Generalsekretär in Kraft.

2. Eine Vertragschließende Seite, die Einspruch gegen eine 
Änderung der Anlagen erhoben hat, kann die vorliegende 
Konvention kündigen. Die Kündigung tritt mit dem Tage 
des Inkrafttretens der Änderung in Kraft.

A r t i k e l  XII 
■ Beendigung der Gültigkeit

Diese Konvention tritt außer Kraft, wenn die Zahl der Ver­
tragschließenden Seiten während eines beliebigen Zeitab­
schnittes von zwölf aufeinanderfolgenden Monaten weniger
als fünf beträgt.

A r t i k e l  XIII 
Beilegung von Streitigkeiten

1. Jeder Streitfall zwischen zwei oder mehreren Vertrag­
schließenden Seiten bezüglich der Auslegung oder An­
wendung der vorliegenden Konvention, der durch Ver­
handlungen oder auf andere Weise nicht beigelegt wer­
den konnte, wird auf Antrag einer Seite einem wie folgt 
zusammengesetzten Schiedsgericht übergeben:
Jede am Streitfall beteiligte Partei benennt einen Schieds­
richter, und diese beiden Schiedsrichter benennen einen 
dritten Schiedsrichter, der den Vorsitz führt. Kann eine 
der beteiligten Parteien drei Monate nach Erhalt des An­
trages keinen Schiedsrichter benennen oder können die 
Schiedsrichter keinen Vorsitzenden wählen, kann jede 
der beteiligten Parteien den Generalsekretär ersuchen, 
einen Schiedsrichter oder den Vorsitzenden des Schieds­
gerichts zu benennen.

2. Die Entscheidung des entsprechend Ziffer 1 benannten 
Schiedsgerichts ist für die am Streitfall beteiligten Seiten 
bindend.

3. Das Schiedsgericht bestimmt seine eigene Geschäftsord­
nung.

4. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts über sein Verfah­
ren und den Tagungsort sowie jeden ihm vorgelegten 
Streitfall werden mit Stimmenmehrheit getroffen.

5. Jeder Streitfall, der zwischen den am Streitfall beteilig­
ten Parteien über die Auslegung und Vollstreckung eines 
Schiedsspruches auftritt, kann von jeder der beteiligten 
Seiten zur Prüfung an das Schiedsgericht übergeben wer­
den, das diese Entscheidung getroffen hat.

A r t i k e l  XIV 
Vorbehalte

1. Vorbehalte zu der vorliegenden Konvention sind zulässig, 
wobei jedoch die Artikel I—VI, XIII und dieser Artikel


